
Anlage 6 

Erläuterungen zur Gewässerunterhaltung 

Gewässerunterhaltung ergibt sich aus dem Landeswassergesetz in Verbindung mit dem 

Wasserhaushaltsgesetz und der EU-Rahmenwasserrichtlinie.  

  

Zuständigkeit 

Die Unterhaltung der Gewässer III. Ordnung obliegt den Verbandsgemeinden bzw. im 

Verbandsbereich dem Gewässerzweckverband. Die Gewässer sind eigenständige Grundstücke mit 

entsprechenden Flurstücks-Nummern.  

  

Gewässerunterhaltung 

Der Umfang der Gewässerunterhaltung wird im Wasserhaushaltsgesetz (§ 39 WHG) und 

im Landeswassergesetz  (§ 34 LWG) beschrieben. Gewässerunterhaltung umfasst ausschließlich 

wasserwirtschaftliche Zweckbestimmungen.  

Grundlegend hat der Unterhaltungspflichtige zu gewährleisten, dass in dem Gewässer gewöhnlich 

ankommendes Wasser gefahrlos im Gewässerbett abfließen kann (§39, Abs.1). Schädliche 

„Abflusshindernisse“ sind in gebotenem Umfang zu beseitigen. Was jeweils „geboten“ ist, muss von 

Fall zu Fall fachlich objektiv beurteilt werden. Dabei ist der Uferschutz zu berücksichtigen (§39, Abs.2). 

Der Uferschutz dient der Sicherung eines geordneten Wasserabflusses, nicht dem Schutz der 

Anliegergrundstücke. Die Sicherung der Ufer hat im Interesse der Erhaltung und Wiedergewinnung 

eines möglichst natürlichen Zustandes vorwiegend durch standortcharakteristische Bepflanzung und 

– soweit erforderlich – in naturnaher Bauweise (kein Betongerinne) zu erfolgen. Radikale 

Maßnahmen mit grobem Räumgerät, die gegen die Vorgaben des § 39 Abs. 1+2 WHG verstoßen 

würden, sind rechtswidrig. Die Unterhaltungspflichtigen haben nach § 29 WHG, Abs. 4 auch die 

Aufgabe, im Rahmen der Unterhaltung die biologische Wirksamkeit der Gewässer als Lebensstätte 

von wild lebenden Pflanzen und Tieren zu erhalten und zu fördern, d.h. das Biotopgefüge zu stärken 

und das Selbstreinigungsvermögen zu steigern. Die Grundsätze sind ein guter ökologischer Zustand 

der Oberflächengewässer mit einem Verschlechterungsverbot und einem Verbesserungsgebot zu 

erreichen. Hierzu sind das Gewässerbett und die Ufer entsprechend zu gestalten und zu 

bewirtschaften. Die Unterhaltungspflichtigen haben ihre Maßnahmen an den örtlichen 

Gegebenheiten und der Zweckmäßigkeit unter ökologischen Gesichtspunkten auszurichten. Die 

Bewirtschaftung ist extensiv durchzuführen. Eine Minimierung des Eintrages von Düngemitteln und 

Pflanzenschutzmitteln dient dabei dem Ziel die ökologische Wirksamkeit der Gewässer zu 

gewährleisten. Die Bepflanzung der Ufergrundstücke haben die Eigentümer zu dulden.  

Zusammengefasst kann gesagt werden: Das Gewässerbett ist für den Wasserabfluss zu erhalten, 

während die Ufer – sofern erforderlich – zu sichern und mit standortgerechter Ufervegetation zu 

versehen sind. 

Ein Räumen/Reinigen bzw. die Beseitigung von Abflusshindernissen ist nur auf den unbedingt 

erforderlichen Umfang zu begrenzen, d.h. nur dann auszuführen, wenn der gewöhnlich 

ankommende Wasserabfluss beeinträchtigt ist. So kann beispielsweise an der ein oder anderen Stelle 

trotz stehenden Wassers der Abfluss dennoch gewährleistet sein. Der Umfang der 

Gewässerunterhaltung ist von verschiedenen Faktoren wie Gewässertyp, Gewässerumfeld, 

Abflussregime, Ufernutzung usw. abhängig, sodass immer im Einzelfall geprüft und entschieden 



werden muss. Vorhandene Gräben und Gewässer sind nicht dafür ausgelegt Starkregenereignisse 

abzuleiten, dies entspricht nicht ihrer angelegten Funktion.  

Der Verband handelt gemäß den gesetzlichen Vorgaben in eigener Verantwortung und Zuständigkeit. 

Unterhaltungsmaßnahmen richten sich grundsätzlich nach wasserwirtschaftlichen Notwendigkeiten 

für das gewöhnlich ankommende Oberflächenwasser gem. Wasserhaushalts- und 

Landeswassergesetz.  

Maßnahmen, die nicht einem wasserwirtschaftlichen Zweck dienen, sind nicht Sache der 

Gewässerunterhaltung. In einer Stellungnahme von Herrn Rätz, Gemeinde- und Städtebund, wird 

dies anschaulich erläutert: 

„….Alle Maßnahmen, die nicht einem wasserwirtschaftlichen Zweck dienen, sind nicht Sache der 

Gewässerunterhaltung. Das betrifft insbesondere die nachbarrechtlichen Pflichten, also auch den 

Rückschnitt von Uferbewuchs, der auf ein Nachbargrundstück hinüberwächst. Das ist Sache des 

jeweiligen Grundstückseigentümers. Ebenso die Verkehrssicherungspflicht. 

Etwas anderes gilt nur dann, wenn Maßnahmen am Uferbewuchs aus Gründen notwendig sind, die zu 

den gesetzlichen Aufgaben des Gewässerunterhaltungspflichtigen gehören. Also beispielsweise der 

Rückschnitt oder die Entfernung von Bewuchs aus Gründen der Ufersicherung, wenn beispielsweise 

Bäume zu groß geworden sind, sie bei Sturm drohen umzufallen und damit die Gefahr von 

Uferanrissen besteht. 

Daraus folgt wiederum unsere Empfehlung möglichst alle am Uferbewuchs notwendigen Maßnahmen 

zwischen der OG als Eigentümer und der VG als Gewässerunterhaltungspflichtige abzustimmen. 

Dies alles gilt selbstverständlich nur für den Bewuchs, der zum Gewässer gehört, also insbesondere 

den Bewuchs im Ufer bis zur Böschungsoberkante. Die Pflege des Bewuchses außerhalb des 

Gewässers auf den angrenzenden Flächen ist ohnehin alleinige Sache des Eigentümers. 

Dieser hat nicht nur die am Gewässer notwendigen Maßnahmen zu dulden, sondern auch, dass der 

Aushub im Uferbereich auf den landwirtschaftlichen Flächen abgelagert wird, soweit dadurch die 

landwirtschaftliche Nutzung nicht dauernd beeinträchtigt wird, § 69 Abs.3 LWG…“ 

  

Hier werden die Pflichten des Eigentümers der Gewässerparzellen in Bezug auf Hecken und Bäume 

erläutert. Die Pflichten sind ein Rückschnitt zu Nachbargrundstücken (Nachbarrecht), vorsorglich zu 

handeln und Gefährdungen (z. B. Totäste, morsche Bäume) zu beseitigen, wenn kein 

wasserwirtschaftlicher Bezug vorliegt. Die allgemeine Verkehrssicherungspflicht aus Eigentum bleibt 

unberührt. Maßnahmen im Uferbereich sind durch den Eigentümer daher mit dem 

Gewässerunterhaltungspflichtigen abzustimmen.  

Dazu ein Bsp.: Rückschnitte zwischen Ufer und Böschungskante bspw. von Sträuchern und Bäumen - 

also ohne wasserwirtschaftlichem Bezug -, die sich allerdings auf den Uferschutz und das Gewässer 

auswirken, dürfen nur so durchgeführt werden, dass sich daraus keine nachteiligen Wirkungen auf 

das Gewässer und das Ufer ergeben.  So kann bspw.  ein radikaler Rückschnitt von Gehölzen von 

vorher beschatteten Bereichen zu zusätzlich hohem Unterhaltungsaufwand sowohl im Bereich 

zwischen Ufer und Böschungskante als auch in der Sohle führen.  

  

Unterhaltung von Anlagen an Gewässern 

  



Die Unterhaltung der Anlagen an Gewässern wird im Landeswassergesetz und über die Satzung nach 

zuständigen Baulastträgern geregelt. 

  

§ 32 LWG Unterhaltung von Anlagen 

(1) Der Betreiber hat Anlagen zur Gewässerbenutzung in dem erlaubten oder bewilligten 

Zustand zu erhalten. Die Unterhaltungslast für sonstige Anlagen im Sinne des § 36 WHG 

obliegt den Eigentümern und Besitzern (Inhabern). 

(2) Bilden eine Anlage oder Teile einer Anlage, die nicht öffentliche Verkehrsanlagen sind, 

zugleich das Ufer des Gewässers, obliegt die Gewässerunterhaltung insoweit dem Inhaber 

der Anlage. 

Gemäß § 36 WHG sind Anlagen insbesondere bauliche Anlagen wie Gebäude, Brücken, Stege, 

Unterführungen, Hafenanlagen und Anlegestellen. Weiterhin zählen Rohrleitungen, Kabel und die 

Veränderung der Bodenoberfläche als Anlage. 

Die Unterhaltung der Durchlässe obliegt dem zuständigen Baulastträger 

  

Beispiel aus der Satzung über die Benutzung der gemeindlichen Wirtschaftswege, hier der Gemeinde  

Mommenheim 

  

§ 2 Bestandteil der Wege  

Zu den Wegen gehören  

1. der Wegekörper, das sind insbesondere Wegegrund, Wegeunterbau, Wegedecke, Brücken, 

Durchlässe, Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, Böschungen, Stützmauern, Seitenstreifen,  

2. der Luftraum über dem Wegekörper sowie  

3. der Bewuchs und das Zubehör.  

  

Notwendige Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen für diese Anlagen gehen zu Lasten der 

Ortsgemeinde  

 

Unterhaltung von Drainagen 

Es stellt sich in der Praxis immer wieder die Frage, ob verlandete landwirtschaftliche Drainagen im 

Rahmen der Gewässerunterhaltung vom Unterhaltungspflichtigen frei zu räumen sind. Zu diesem 

Thema gibt es eine Stellungnahme des Umweltministeriums, siehe Anlage. Die Drainageunterhaltung 

inklusive der Einleitung in das Gewässer obliegt gemäß §§ 36 WHG, 32 LWG dem Inhaber der Anlage. 

Zur Unterhaltung der Drainagen gehört neben der Gewährleistung der Funktionsfähigkeit der 

Dränrohre ebenfalls die Reinigung der Drainageausläufe. Daneben gilt gemäß Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) in Verbindung mit dem Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) die Vorgabe der 

Europäischen Wasserrahmenrichtlinie für Oberflächengewässer bis 2032 einen „guten ökologischen 

und chemischen Zustand“, zu erreichen. Unter Beachtung dieser Vorgaben ist ein störungsfreier 

Abfluss des Oberflächenwassers zu gewährleisten. Ablagerungen und Anlandungen, die das Niveau 

der Gewässersohle anheben und somit den Abfluss der Drainagen behindern, stellen keine 



Pflichtverletzung des Unterhaltungspflichtigen dar, sofern der Abfluss des Oberflächenwassers 

weiterhin gewährleistet ist. 

  

 Vor diesem Hintergrund und unter Beachtung der naturschutzrechtlichen Vorgaben wurden und 

werden Aufträge vom Gewässerzweckverband erteilt. 

 


